
KSG üUnster:
Theologisch (in Rıchtung aut die Sakramentsproblema-
tik) steht eıner demokratischen Verfassung der Kirche
nıchts 1M VWege, darüber hınaus 1St 6C denkbar, daß das
Wesen inhaltlicher Demokratie (Befreiung des Menschen)
gerade einer entscheidenden Forderung Christı ent-

spricht. Wır stellen daher das Modell einer demokra-
tischen Gemeindeordnung VOT, das analog auf yrößere
Einheiten (Z Diözesen) übertragen werden sollte:
Entwurft einer Gemeindeordnung:
Zur Gemeinde gehört jeder, der sıch entschieden hat, 1n
ıhr als katholischer Christ leben Dıie Entscheidung
dokumentiert sıch ın der Taufe, bzw 1m bewußten Eın-
trıtt in die Gemeinde. Sıe verwirklicht sıch in der Mıt-
arbeıt innerhalb der Gemeinde, 1 Mitfeiern der Sakra-
MIECNTE,; 1in der Übernahme VO  5 Seelsorge, 1mM Dienst
der Gesellschaft.
Ile Glieder der Gemeinde haben gleiche Rechte und
Pflichten, unbeschadet eiıner Aufgabenverteilung. Dıie
Gemeinde versammelt sıch Zur Feier der Eucharistie (Bu
ße, Ehe, als Zeichen ıhrer Eıinheıt, S1e nımmt ın der
Gemeindeversammlung alle wesentlichen Entscheidun-
SCH VOTT.
Dıie Gemeindeversammlung wählt den Gemeinderat, Je-
des Mitglied annn jederzeit abgewählt werden. Außer-
dem wäihlt un: entlä{(ßt s1e Priester un Diakone und
nımmt ıhr allgemeines Entscheidungsrecht wahr, ınsbe-
sondere das politische Mandat der Gemeıinde.
Der Gemeinderat leitet die Gemeıinde, ET wäihlt sıch eınen
Vorsitzenden. Priester un Diakone gehören ıhm als SC-
borene Mitglieder Er organısıert die Verwaltung der
Gemeinde, verteilt Aufträge un entscheidet ber den
Eıinsatz der Priester unDiakone SOWl1e über die konkre-
ten Fragen VO  $ Seelsorge und Feier der Sakramente.
Außerdem hat Gr für die Verbindung anderen Ge-
meıinden und für die Koordination MI1t em Diözesanrat

SOrTgeN.,
Seelsorge wird verstanden als Verwirklichung der Christ-
ıchkeıt in allen inner- un: außergemeindlichen Lebens-
bereichen. Als Sache der Gemeinde wırd S1e VO Gemeıin-
deversammlung und -ra bestimmt, als Sache des Amtes
VO  — den spezifischen Aufgaben der Amtstrager mitkon-
stitulert.
Darüber hinaus 1St S1e jedem Gemeindemitglied für seine
Sıtuation un seinen Lebenskreıis aufgetragen. Sıe wird

Zzu Dıiıenst der Gemeinde der Gesellschaft.
7 iel der Gemeinde 1St die Verwirklichung des Heıles in
der gemeinsamen Feıier der Sakramente, der Brüderlich-
eıit in ıhr und ıhre Zeichenhaftigkeit tür die Welt
ıne verfaßte Kirche annn ohne Zweıitel ıhre anstöfßi-
C autorıtire Verfestigung abstreiten. S1ie erhält damıt

2058 außerdem größere Glaubwürdigkeıit; eiıne wesentliche



Ursache des zeitlichen Zurückseins wırd aufgehoben. Zu
dieser Aufhebung gehört freilich auch eiıne eue efle-
10N der Praxıs z des Priesteramtes) und des Glau:-
bens (vor allem der Moral) durch eıne aufklärerische und
befreiende Theologie, die ZUerSt ach dem Christusbe-
dürfniıs des heutigen Menschen un seinen Erfüllungs-
möglichkeiten fragt, ıcht nach der Rettung traditionel-
ler Formen der Inhalt des Christlichen mu{l tfür heute
zukunftsgerichtet ausgesagt werden. (Vgl entsprechende
Ansätze bei etZz

KS5J INZ:
Die Kırche der Zukuntt wıird VOT allem durch die Miıt-
entscheidung der mündigen Mitglieder SOWI1e durch eıne
orößere Zahl VO  3 verschiedenen Diensten gekennzeich-
net se1n. Es müfiten Modelle VO  — Wahlen und Ühnlichen
Mitbestimmungsmechanısmen gefunden un!: experımen-
tlert werden (z. B ware eine Bischofswahl heute ohne
weıteres schon durchführbar). VWeıter müßfte eıne Ent-
flechtung der Kompetenzen eintreten, die bisher alle
e1ım 5 Amt:« (ım gegenwärtigen Wortverständnıis) kon-
zentriert Hınvweise daftür könnte die pauli-
nısche Gemeindeordnung jefern. S50 mü{fßten die auch
heute schon als «Laienapostolat> bezeichneten un kır-
chenrechtlich nıcht vorgesehenen (bzw. nıcht veranker-
ten) Dienste durchaus auch als offizielle Vollzüge der
Kirche un: SOMmMIt als Diıenstamt angesehen werden (ın
Zuordnung Zr Leiıtungsamt). Durch die verschiedenen
Dienste, die VO  — mehreren Gemeindegliedern ausgeübt
werden, kime c einer echten kollegialen Kirchenord-
NUunNng, W a4s ZUr Folge hätte, da{ das Leıtungsamt nıcht
mehr w1e€e bisher als eigener Stand angesehen würde,
sondern als eın spezieller Dienst 1in der Gemeinde.
Dıie Zusammenfassung der verschiedenen Dienste mufßte
iın einem ‚Seelsorgerat« geschehen, 1n dem der Gemeinde-
leiter den Vorsıtz führt, 1m übrigen aber demokratische
Beschlüsse gefafßt werden. Natürlich mu{fßte CS tür be-
stimmte Gruppen (auch für den Pfarrer) dıe Möglichkeit
eines > Instanzenweges<« über regionale bzw diözesane
Pastoralräte geben.
Dasselbe Konzept könnte auch tfür kategorielle (Perso-
nal-)Gemeinden gelten (Hochschulgemeinden, Betriebs-
gemeinden USW.);, die iın jeder Hınsicht den territorialen
(Pfarr-)Gemeinden gleichgestellt werden muüßten.
Besonders be1i Territorialgemeinden sollten Substruktu-
ren (Wohn-, Hausgemeinden USW.) mıt einem gewıssen
Bereich der Eıgenverantwortung nıcht NUur zugelassen,
sondern gefördert werden.

Helmut Grieß, Fohnsdorf:
möchte miıch aut eın Modell beschränken, das Modell
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